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X. Gesetzgebungsperiode 

'23. 10. 1963 

47/J A n fra-ge 

d-er Abg-eordneten Kin d 1 undGenossen 

an den Bundesminister für sozial~ Verwaltung, 

betreffend Abänderung von Bestimmungen des GSPVG. 

-.-.-.-
Hinsichtlich d~s Antrages auf Erw-erbsunfähigkeitsrente nach dem 

LZVG. hat der H~rr Bunde-sminist~r auf das von der FPÖ ergangene Schreiben 

vom 19. IV. 1963, z.64l C DDrF/G,mitgeteilt, da·ß die aufgezeigte Praxis 

der Landwirtschaftli.chen Zuschußrentenversicherungsanstalt der vergleichs­

w~ise-herangezogenen Judikatur des Oberlandesgerichtes Wien 'Zum§ 73 
GSPVG. entspricht, wonach die Bestimmungen über die Erwe-rbsunfähigkei tspen­

sion nur dann angewendet werden können, wenn der Versicherungsfall der 

Erwerbsunfähigkeit nach Inkrafttreten der leistungsrechtlichen Besti-mmun­

gen des Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetzes einge­

treten ist. Durch die jüngste Judikatur zum LZVG. erscheint, wie es in 

der Mitteilung- des Herrn Bundesministers heißt, nunmehr klargestell t, daß 

auch bei Eintritt des Versicherungsfalles der dauernden Erwerbsunfähig­

keit vor dem L I. 1962 die einschlägigen Bestimmungen der 4. Novelle 

zum LZVG. ab ihrem Inkrafttreten anzuwenden sind. Abschließend hat der 

Herr Bundesminis ter erklärt, -daß im Falle L a n g das Verfahren beim 

Schiedsgericht der Sozialversicherung eingeleitet wurde und daß er 

die Angelegenheit im Auge behalten werde. Am 14. X. LJ. erfolgte seitens 

des Bundesministeriumsfür soziale Verwaltung an die Fraktion eine fern­

mündliche Verständigung, daß im gegenständlichen Falle von der die Zuer­

kennung der Erwerbsunfähigkeit behindernden Frist Abstand genommen und 

dem Anspruchswerber die Erwerbsunfähigkeitsrente zuerkannt wurde. Folge­

richtig wären daher auch die einschränkenden Bestimmungen hinsichtlich 

des GSPVG. entsprechend abzuändern. 

Die unterzeichneten Abgeordneten' stellen daher an den Herrn Bun­

desminister die 
A n fra g e-

Ist der Herr Bundesminister bereit, anläßlich einer nächstfolgen­

den Novellierung des Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversicherungsge­

setzes dfi;fürSorge zu tragen, daß die divergierenden Bestimmungen hinsicht­

lich des Ans~ruches auf Erwerbsunfähigkeitsrente nach dem GSPVG. und LZVG. 

in Einklang gebracht werden? 
"'o-g-.-o-
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